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Graffiti-Sprayer 
verletzt?
Marburg. Möglicherweise hat 
sich ein Graffiti-Sprayer bei 
seiner Tätigkeit verletzt, teilt 
die Polizei mit. Der Täter war 
auf das Dach der Schule in der 
Weintrautstraße gestiegen und 
hatte dort großflächig ein so-
genanntes Tag in den Farben 
Blau, Gelb, Schwarz, Weiß und 
Orange auf ein Oberlicht ge-
sprüht. Von dort sprang er auf 
eine einen Meter tiefer liegen-
de Überdachung. Das Material  
hielt jedoch nicht stand. Der 
Sprayer brach durch und lande-
te zwei Meter tiefer auf dem ge-
pflasterten Boden. Die Höhe des  
Schadens dürfte mehrere hun-
dert Euro betragen. Festgestellt 
wurde der Schaden am Sams-
tag, 12. August, um 7 Uhr. Die 
Tatzeit kann zurückgehen bis 14 
Uhr am Dienstag, 8. August.

Familie vertreibt 
Einbrecher
Marbach. Die Bewohner eines 
Einfamilienhaus am Engelsberg 
waren am Sonntag zwischen 17 
und 18.15 Uhr nicht zu Hause. 
Als sie zurückkehrte, fielen der 
Familie zwei Männer auf, die 
das Weite suchten. Beide sind 
vermutlich älter als 50 Jahre und 
grauhaarig. Einer trug ein wei-
ßes Hemd. Ob diese Männer, 
die quasi hinter dem Haus her-
vorkamen, etwas mit den He-
belspuren am Schloss der Haus-
tür zu tun haben, steht derzeit 
allerdings nicht sicher fest. Wer 
hat die Männer, die vermutlich 
noch in Begleitung eines Drit-
ten waren, noch gesehen? Wer 
hat sie zum Beispiel in einem 
Fahrzeug gesehen? 

Unverschlossenes 
Fahrrad gestohlen
Marburg. Den Hunger auf ei-
nen kleinen Imbiss zwischen-
durch bezahlte ein 16-jähriger 
Schüler teuer, wie die Polizei 
jetzt mitteilte. Während er in ei-
nem Imbiss am Rudolphsplatz 
war, nutzte ein Dieb die Zeit, 
um sein unverschlossen ab-
gestelltes Rad zu stehlen. Der 
Diebstahl ereignete sich an die-
sem Montag zwischen 16 und 17 
Uhr. Wann genau er sich im Im-
biss aufhielt, daran konnte sich 
der Schüler bei der Polizei am 
Donnerstag nicht mehr genauer 
erinnern. Sein Haibike Trekking-
rad im Wert von 500 Euro hat die 
Grundfarbe schwarz, enthält 
aber auch rote und weiße Ele-
mente. 

Einbruch 
ins Pfarrhaus
Bauerbach. Ein Fenster des 
Bauerbacher Pfarrhauses hielt 
trotz Beschädigung dicht, ein 
Fenster gab nach. Der Täter 
kletterte auf eine Mülltonne 
und stieg dann durch das auf-
gebrochene Fenster ein. Er stahl 
das bei der Durchsuchung ge-
fundene Bargeld und flüchtete 
anschließend ebenfalls durchs 
Fenster. Der Einbruch in der 
Lohgasse war zwischen 14 Uhr 
am Samstag und 18.30 Uhr am 
Sonntag, 27. August. Wer hat in 
dieser Zeit etwas Verdächtiges 
beobachtet?

Bauwagen 
brennt nieder
Cappel. Feuerwehr und Polizei 
fuhren am Samstag gegen 18.30 
Uhr wegen gemeldeten schwar-
zen Rauchs ins Gewerbegebiet 
Cappel. Es brannte entgegen 
erster Annahmen nicht auf dem 
Gelände eines Autohauses in 
der Straße „Zu den Sandbeeten“, 
sondern dahinter unterhalb der 
Brücke unter der Bundesstraße. 
Dort hatte ein Bauwagen Feuer 
gefangen. Der Anhänger brann-
te bis auf das Stahlgerüst nie-
der – Schaden laut Polizei: zirka 
2000 Euro.

Kontakt zur Polizei Marburg: 0 64 21 / 406-0. 

Magistrat soll Kostenrahmen prüfen
Antrag der Grünen auf städtischen Beitritt zum Netzwerk Biostädte fand im Parlament keine Mehrheit

Eine kontroverse Debatte 
gab es im Stadtparlament 
über den möglichen Bei-
tritt der Stadt Marburg zu 
der Vereinigung von 
zwölf Städten.

von Manfred Hitzeroth

Marburg. Die Grünen hatten 
das Thema zur Aussprache im 
Parlament noch einmal auf die 
Agenda gesetzt. Denn ihr An-
trag, dass die Stadt Marburg 
dem Netzwerk Biostädte beitre-
ten sollte, hatte zuvor im Um-
weltausschuss keine Mehrheit 
gefunden.

Der Antrag hat bereits eine 
längere Vorgeschichte. Schon 
im Juni 2016 hatten die Grünen 
im Umweltausschuss beantragt, 
dass die Stadt Marburg dem 
Netzwerk beitreten solle. Dieser 
Antrag war dann in einen ein-
stimmig verabschiedeten Prüf-
antrag umgewandelt worden. 
Der Magistrat sollte demnach 
prüfen, wie und zu welchen Be-
dingungen die Stadt Marburg 
dem Netzwerk beitreten könne.  
Im März 2017 lag dann der Be-
richt des Magistrats dem Um-
weltausschuss zur Kenntnis vor.  
Dieser Bericht zeige, dass die 
Stadt Marburg durch ihr um-
weltpolitisches Engagement 
bereits viele Aktivitäten verfol-
ge, die im Netzwerk umgesetzt 
würden, bilanzieren die Grü-
nen. „Eine Aufnahme würde der 
Stadt weitere Anreize zur Stär-
kung des biologischen Land-
baus wie auch zur Stärkung ei-
ner gesunden Ernährung bieten 
und wäre nicht mit nennens-
werten Kosten verbunden“, so 
der Grünen-Antrag.

 Dr. Karsten McGovern (Grü-
ne) sagte, dass die Idee zu dem 

Netzwerk von Nürnbergs Ober-
bürgermeister Ulrich Mahly 
(SPD) stamme. Ziel dieses Netz-
werkes sei es, dass sich darin 
Städte mit besonderem Vorbild-
charakter in Sachen der Verwen-
dung von Bio-Lebensmitteln 
zusammenschließen und dass 
die Verwaltungen der einzelnen 
Städte ihre Ideen austauschen. 
Dabei sei die Frage zweitrangig, 
was das Ganze koste. Wichtig 
sei erst einmal der Ansatz, dass 
in diesem Netzwerk Ideen ent-
wickelt würden.

Genau diesen Ansatz konnte 
Joachim Brunnet (CDU) nicht 
teilen. „Das ist das Durchset-
zen einer Ideologie – koste es, 

was es wolle“, sagte Brunnet. 
Genau deswegen habe er aber 
im Ausschuss gefragt, zu wel-
chen Bedingungen und zu wel-
chen Kosten der Beitritt zu dem 
Städte-Netzwerk zu haben sei. 
Denn es sei klar, dass so ein Bei-
tritt auch gewisse Verpflichtun-
gen in Sachen personeller und 
finanzieller Ressourcen mit sich 
bringe. Das gehe schon aus dem 
Koopera tionsvertrag hervor. 
Deswegen fordere er die Schät-
zung eines Kostenrahmens.

Dieser Forderung stimmte 
auch Thorsten Büchner (SPD) 
zu. Es gehe nicht darum, den 
Biostädte-Antrag wegzuwi-
schen. Aber der Magistrat müs-

se bei der Vorlage nacharbeiten.
Dem Grünen-Antrag stimm-

te hingegen Jonathan Schwarz 
(Marburger Linke) zu. Wenn es 
eine idealtypische Biostadt ge-
be, dann sei das wohl doch Mar-
burg, meinte Schwarz. Marburg 
mache in dieser Hinsicht so viel. 
„Da können wir doch beitre-
ten“, meinte Schwarz.

Umweltdezernent Dr. Franz 
Kahle (Grüne) verteidigte die 
Vorlage aus seinem Dezernat 
vehement und mit einer Art 
Grundsatzrede in Sachen öko-
logischer Landwirtschaft. Da-
bei griff er vor allem die Land-
wirtschaftspolitik der CDU an, 
der er „Kleinmütigkeit“ vor-

warf. In diesem Fall gehe es da-
rum, dass sich die Städte zu-
sammenschließen, die Engage-
ment in Sachen Bio-Lebensmit-
tel vorweisen könnten. „Mehr-
kosten entstehen nicht“, beton-
te Kahle.

Diese Äußerung des Umwelt-
dezernenten stieß jedoch nach 
wie vor auf Skepsis bei den Ver-
tretern der neuen Rathaus-Re-
gierung.

Folgerichtig stimmten dann 
auch SPD, CDU und BfM gegen 
den Antrag und auch die FDP/
MBL schloss sich an. Einzig die 
„Marburger Linke“ stimmte zu-
sammen mit den Antragstellern 
von den Grünen dem Antrag zu.

Ein Gemüsefeld im Marburger Stadtteil  Bauerbach: Um die Anstrengungen Marburgs als Biostadt und um die Verwendung von Bio-
Lebensmitteln ging es bei einem Antrag der Grünen.  Foto: Thorsten Richter

Am Samstagabend ver-
anstaltete der Betriebsrat 
der Musikschule Marburg 
unter dem Titel „Sounds 
of Hope“ ein Konzert für 
seine Unterstützer.

von Michael Noll

Marburg. 1 130 Unterschriften 
gegen die Kürzung des städti-
schen Kulturetats hatte die Mu-
sikschule gesammelt, nun woll-
te er etwas zurückgeben. Etwas 
mehr als einen Monat vor dem 
Konzert „40 Jahre Musikschu-
le Marburg“ am 20. September 
spielten dazu die Ensembles 
„Tango Para Tres“, „Stringtan-
go“, „The Marburg Jazz Quar-
tett“, „Late in September“ so-
wie das Klarinetten- und das 
Querflöten ensemble. Dazu 

sang Paulina Satzke, begleitet 
von Gunther Friedrich am Kla-
vier, im Saal der Musikschule 
am Schwanhof vor etwas mehr 
als 80 Gästen.

„Der Schule geht es gut“, sag-
te Susanne Lohmiller, Mitglied 
des Betriebsrats, angesichts 
der vielfältigen musikalischen 
Beiträge, „aber die Lehrer sind 
knapp über der Armutsgrenze“. 
Die Lehrer, die eine lange und 
schwere akademische Ausbil-
dung durchlaufen haben, wür-
den mit den Kürzungen kei-
ne Wertschätzung dafür erhal-
ten und in eine noch schwieri-
gere finanzielle Lage gebracht. 
Daher stemmen sich die Mu-
sikschule und ihre Unterstützer 
dagegen. „Wir wollen mehr De-
mokratie wagen und dazu ge-
hört auch Kampf“, sagte Loh-
miller. Ihre sozialen Projekte 
könne die Musikschule nur fort-

führen, wenn die Beiträge für 
Schüler sinken und die Lehrer 
besser von ihrer Bezahlung le-
ben können. Zu den Projekten 
gehören unter anderem Schul-
kooperationen, in denen Schü-
ler aller Schulformen während 
der regulären Unterrichtszeit 
qualifizierten praktischen In-
strumentalunterricht von dafür 
ausgebildeten Lehrkräften der 
Musikschule Marburg erhalten, 
oft im Team mit Musiklehrern 
der allgemeinbildenden Schu-
len. „Wir leisten viel für die Stadt 
und würden uns mehr Anerken-
nung wünschen“, sagte Lohmil-
ler. Auch die Förderung von Be-
gabungen werde von der Stadt 
nicht gesehen, obwohl Schü-
ler der Musikschule Preisträ-
ger des landes- und bundeswei-
ten Wettbewerbs „Jugend musi-
ziert“ waren.

Die Musikschule Marburg ist 
nicht allein mit den finanziel-
len Problemen und drohenden 
Kürzungen. „Es ist ein landes-
weites Problem. Es muss mehr 
von der Landesregierung kom-
men“, sagte Lohmiller, die da-
bei die Musiker, die zur Unter-
stützung aus Gießen zum Kon-
zert kamen, nicht außen vor las-
sen will. Nach wie vor will Loh-
miller dem Marburger Ober-
bürgermeister Dr. Thomas Spies 
(SPD) die Unterschriftensamm-
lung übergeben, doch stellt sie 
fest, dass viele Politiker – da die 
Schule ihr Anliegen erstmals in 
die Öffentlichkeit gebracht hat 
– empfindlich reagiert hätten. 
Aber eine Abkehr von ihrem 
Vorhaben kommt für sie nicht 
infrage. „Was wäre Marburg oh-
ne seine Musiklehrer?“

„Was wäre Marburg 
ohne seine Musiklehrer?“
Musikschule wehrt sich weiter gegen Kürzungen im Kulturetat

Unter anderem musizierte das Querflötenensemble der Musik-
schule. Foto: Michael Noll

Kneipenschlägerei: 
Hauptzeugin fehlt
Prozess wird wohl erneut beginnen
von Heinz-Dieter Henkel

Marburg. Ein 29-jähriger Mar-
burger war angeklagt, vor knapp 
dreieinhalb Jahren einen ande-
ren Kneipengänger brutal ver-
prügelt zu haben. Dieser er-
litt ein Schädelhirntrauma und 
zahlreiche Prellungen am Kopf.

Der Angeklagte berichtete von 
dem Vorfall, dass er bereits al-
koholisiert zu später Stunde die 
Kneipe betreten habe und das 
als Nebenkläger anwesende Op-
fer sofort auf ihn aufmerksam 
geworden sei. Er meinte abfäl-
lige Bemerkungen bezüglich 
seines Berufs als Schrotthänd-
ler gehört zu haben und woll-
te eigentlich gehen. Alles sei es-
kaliert und er habe zugeschla-
gen. Mehrfach verdeutlichte er 
Strafrichter Carsten Fett, dass er 
nur vorbeugend zuschlug. „Der 
wollte mit dem Glas nach mir 
schlagen“, so die Aussage des 
Angeklagten.

Der Geschädigte selbst hat 
keinerlei Erinnerung an die-
se Nacht. Filmriss im volltrun-
kenen Zustand, so seine Erklä-
rung. Er sei am Morgen im Kran-
kenhaus mit einem Brumm-
schädel aufgewacht. Man habe 
ihm etwas von einer Schlägerei 
erzählt. Ohne ärztliches Ein-
verständnis sei er mittags nach 
Hause gegangen.

Als dann die ersten Zeugen 
aussagten, ergab sich ein ver-
ändertes Bild. „Ich habe gese-
hen, wie der Angeklagte auf sein 
Opfer eingeschlagen hat und 
ihn vom Stuhl geworfen hat“, 
berichtete ein groß gewachse-
ner Mann, der herbeigeeilt war, 
um die Kampfhähne zu tren-
nen. Er zeigte sich etwas über-

rascht, dass ihm dies auf An-
hieb gelungen sei und der Tä-
ter sofort von seinem Opfer ab-
gelassen habe. Zu dem Geschä-
digten konnte er keine Angaben 
machen. Sein Kumpel, mit dem 
er die Gaststätte besuchte, habe 
sich um den am Boden liegen-
den gekümmert.

Der in Rettungsmaßnahmen 
geschulte Zeuge habe den am 
Boden Liegenden in eine stabile 
Seitenlage gebracht und ihn bis 
zum Eintreffen des Rettungs-
dienstes betreut. Die Rechts-
anwälte sowie Richter und 
Staatsanwältin äußerten sich lo-
bend über so ein zielgerichtetes 
Zupacken in einer so unklaren 
Situation. Zum weiteren Ver-
halten des Angeklagten konnte 
auch dieser Zeuge keine Anga-
ben machen.

Das war der Zeitpunkt, wo Ver-
teidiger Sascha Marx die Not-
wehrsituation seines Mandan-
ten bröckeln sah und die Ver-
fahrenseinstellung gegen Auf-
lage anstrebte. Dagegen sprach 
sich Staatsanwältin Katrin Wie-
gand aus.

Laut Marx müsse die wohl 
wichtigste Zeugin, die damali-
ge Bedienung, die nicht vor Ge-
richt erschienen war, unbedingt 
befragt werden. Da der Zeitrah-
men derzeit nicht absehbar sei, 
wird wohl der gesamte Prozess 
noch einmal neu starten.

Aus dem Gericht

Tobias
Hervorheben


